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Für Sicherheit im Alter 
Und neue Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt 
Generalsekretär Peter Hintze am 5. Februar auf 
'ner Pressekonferenz im Konrad-Adenauer-Haus 

"ach einer Sitzung des Bundesvorstandes der CDU: 

^aüptthema dieser Bundesvorstandssitzung war die 
^e'orm unseres Rentensystems. Wir haben uns noch 
"imal in einer gründlichen Generalaussprache ver- 
glicht, daß insbesondere die demographischen 
Wanderungen zu einer langfristig angelegten Re- 

0rm herausfordern. Wir wollen uns dieser Reform 
^llen. Wir wollen sie zügig auf den Weg bringen, 
. er ohne Hast. Wir haben vor, dieses Projekt, das 
ef ins 21. Jahrhundert hineinreicht, in diesem Jahr 
Ü konzipieren und auf den Weg zu bringen. Die Sa- 
^e will in Ruhe beraten werden. 

, er Bundeskanzler hat einen klaren Fahrplan vorge- 
ht und darüber abstimmen lassen - er ist einstim- 
'§ beschlossen worden. Wir werden in den körn- 
enden Wochen die Beratungen in der CDU fortset- 

en; werden dann das Gespräch mit unserer Schwe- 
(.
erpartei, der CSU, führen, wollen dann in die Koali- 
5*n gehen und werden auch frühzeitig mit den Sozi- 
aeniokraten sprechen aus zwei Gründen: einmal 
s ^rer Mitwirkungsverantwortung im Bundesrat 

s- raus, und zum zweiten, weil wir der Auffassung 
Ij ^ daß die Zukunft unseres Rentensystems mög- 

ist in einem überparteilichen Konsens festgestellt 
erden sollte. 
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I Freiheit in sozialer Verantwortung 

50 Jahre Ahlener Programm 
Freiheit in sozialer Verantwortung 

Jk CDU 

Eine Wirtschaftsordnung, „die die 
Mängel der Vergangenheit vermeidet 
und die Möglichkeiten zum techni- 
schen Fortschritt der schöpferischen 
Initiative des einzelnen überläßt", 
strebt das Ahlener Programm an, 
das am 3. Februar 1947 der Zonen- 
ausschuß der CDU verabschiedet hat 
und an das die CDU 50 Jahre später 
mit einem Festakt in Ahlen erinnert. 
Generalsekretär Peter Hintze: „Die So- 
ziale Marktwirtschaft hat in diesem 
Gedanken eine ihrer wesentlichsten 
Wurzeln." 
Deshalb ist Ahlen für den Vorsitzenden 
der Christlich-Demokratischen Arbeit- 
nehmerschaft, Rainer Eppelmann, bis 

heute lebendiger Orientierungspunkt 
und einer der „Maßstäbe, an dem wir 
unsere politische Arbeit messen". 

Auch für den Parteivorsitzenden, Bun- 
deskanzler Helmut Kohl lebt das Ahle- 
ner Programm fort: „Wir wären nicht 
die CDU Deutschlands ohne die sozia- 
le Verpflichtung von damals." Und: 
„Die Forderung, daß die Wirtschaft den 
Menschen zu dienen hat, ist bis heute 
ein Postulat." 

Arbeitsminister Norbert Blüm benann- 
te als eigentlichen Kern des Ahlener 
Programms das Streben „nach mehr 
Freiheit und Gerechtigkeit für alle 
Menschen". 
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Der Beifall für den Bundesarbeitsmini- 
ster, der als Landesvorsitzender der 
nordrhein-westfälischen CDU in Ah- 
len, wie die Zeitungen schreiben, so et- 
was wie ein Heimspiel hat, gilt auch 
dem Sozialpolitiker Blüm, der in die- 
sen Tagen ein neues großes Reform- 
werk vorbereitet. 
Helmut Kohl: „Die CDU kann den 
Bundeskanzler nur stellen, wenn sie 
die Arbeitnehmer gewinnt." Und die 
gut 900 Gäste in der Stadthalle spüren 
und vernehmen es: Mit der Feier „50 
Jahre Ahlener Programm" wird auch 
die Bedeutung unterstrichen, die die 
Christlich-Demokratische Arbeitneh- 
nierschaft für die gesamte Union hat. 

Entsprechend bittet Rainer Eppelmann 
um „die tatkräftige Unterstützung der 
gesamten CDU, die wir Christlich- 
Soziale 1997 mehr denn je beim Bauen 
von Brücken brauchen", die den 
Zugang zur gesamten Arbeitnehmer- 
schaft in diesem Land ebnen und frei- 
machen. 

Schlußwort des Generalsekretärs: 
„Bei allen Fragen und Problemen unse- 
rer Zeit sollten wir einmal innehalten 
und feststellen: Wir sind stolz darauf, 
was die Gründerinnen und Gründer der 
Union mit ihrer programmatischen und 
praktischen Arbeit für Deutschland 
geleistet haben." 

F°1setzung von Seite 1 

^orbert Blüm hat einen sehr ausführlichen 
ericht gegeben über die Ergebnisse der 

Kegierungskommission und über die Er- 
?ebnisse der Parteikommission, die beide 
^ den wesentlichen Elementen zu den 
|'eichen Ergebnissen gekommen sind. Der 

Ur>desvorstand hat Norbert Blüm für sei- 
e Arbeit ausdrücklich gedankt und fest- 

stellt, daß diese Vorschläge die Grund- 
jjge für die weiteren Beratungen in der 
^U sein werden. 

Je große Stärke des Blüm-Modells - das 
^nd breite Zustimmung - ist die Aufnah- 
b e eines demographischen Faktors in die 

5ntenformel, d. h.: wir müssen der Be- 
'kerungsentwicklung und der erfreuli- 

nerweise steigenden Lebenserwartung 
r Menschen - also dem in Zukunft län- 

. ren Rentenbezug - Rechnung tragen bei 
er Rentenanpassungsformel. 

P  gab auch eine breite Tendenz, die Re- 
P rrri in einer Systemfortentwicklung zu 

den und nicht in einem radikalen Sy- 
^mwechsel. 

Wir verbinden mit dem Reformwerk drei 
Ziele: 

Das erste Ziel ist die Senkung der Ar- 
beitskosten. Diese Senkung der Arbeitsko- 
sten ist deswegen so zentral, weil all das, 
was wir jetzt tun, das große Ziel hat, die 
Belebung am Arbeitsmarkt zu erreichen 
und die Situation am Arbeitsmarkt zu 
verbessern. 
Das zweite Ziel ist die Senkung der 
Staatsquote. Der Staat muß mittelfristig 
dafür sorgen, daß sein Anteil am Konsum 
der gesamtwirtschaftlichen Leistung ein 
Stück zurückgeht, damit die wirtschaftli- 
che Dynamik gestärkt wird. 

Und das dritte Ziel ist sichere Renten bei 
einem fairen Lastenausgleich zwischen 
den Generationen. 
Die Diskussion heute gibt Anlaß zu 
großem Optimismus. 
Es geht um die Weiterentwicklung eines 
Systems, das vielen, vielen Millionen 
Menschen heute, morgen und übermorgen 
Sicherheit im Alter, aber auch eine Chance 
auf dem Arbeitsmarkt geben soll. ■ 
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Vorschläge der CDU-Präsidiumskommission 

„Zukunft der sozialen 
Sicherungssysteme4' 

Mit einer Mehrheit von 20 Stimmen 
bei vier Gegenstimmen und 

einer Enthaltung hat die Renten- 
Kommission der CDU 

nach zweitägigen Beratungen 
auf einer Klausurtagung in 
Windhagen am 3. Februar 

die Vorschläge von Bundesarbeits- 
minister Norbert Blüm zur 
Reform der gesetzlichen 

Renten Versicherung grundsätzlich 
gebilligt. Die Vorschläge lauten 

im einzelnen: 

1. Grundentscheidungen 

Die Reform der Rentenversicherung findet 
innerhalb des Systems der lohn-, lei- 
stungs- und beitragsbezogenen Renten 
statt. Das Versicherungsprinzip wird 
gestärkt. Das Umlageverfahren wird bei- 
behalten. 

2. Zum versicherten 
Personenkreis 

• Selbständige mit arbeitnehmerähnlicher 
Erwerbstätigkeit werden (mit einer zeit- 
lich befristeten Befreiungsregelung) in die 
Rentenversicherungspflicht einbezogen. 
# Personen, die neben einer Sozial- 
versicherungspflichtigen Hauptbe- 
schäftigung geringfügig beschäftigt sind, 

werden auch hinsichtlich der gering- 
fügigen Nebenbeschäftigung in die 
Sozialversicherungspflicht einbe- 
zogen. 
Für Personen, die neben einer nicht 
Sozialversicherungspflichtigen 
Hauptbeschäftigung geringfügig 
beschäftigt sind (z. B. Beamte, Rentner), 
werden Regelungen getroffen, die Wett- 
bewerbsvorteile auf dem Arbeitsmarkt 
vermeiden. 
Die Ausübung eines Ehrenamtes wird 
hierdurch nicht berührt. 
# Über die vorstehenden Vorschläge hin- 
aus sieht die Kommission weiteren 
Klärungsbedarf bei allen Formen der 
geringfügigen Beschäftigung. 

3. Demographischer 
Faktor in der Rentenform61 

# Die Rentenanpassungsformel wird um 
einen demographischen Faktor ergänzt, 
der die längere Rentenbezugsdauer als 
Folge des Anstiegs der Lebenserwartung 
berücksichtigt. 
# Der Lebenserwartungsfaktor wirkt aUJ 
Rentenzugang und Rentenbestand 
gleichermaßen. 
# Die aus der bereits gestiegenen und 
weiter steigenden Lebenserwartung 
entstehenden Belastungen werden auf 
Beitragszahler und Rentner 
verteilt. 



BgNTENREFORM UiD 4/1997 ■ Seite 5 

• Maßgeblich ist die Veränderung der 
durchschnittlichen Lebenserwartung 
der 65jährigen seit der Rentenreform 
1992. 

• Die Rentenversicherung muß einen 
gerechten Ausgleich innerhalb der 
Jeweiligen Generation und zwischen den 
Generationen leisten. 

4. Verstetigung des 
Beitragssatzes 

J Die Kommission ist der Auffassung, 
daß in der derzeitigen Arbeitsmarktsituati- 
j*n alle Möglichkeiten zur Senkung von 
j~°hnzusatzkosten genutzt werden müssen. 
uas bedeutet, daß der aus den vorgeschla- 
genen Maßnahmen sich ergebende Finan- 
j^erungsspielraum zunächst voll zur Sen- 
kung des Beitragssatzes in der Rentenver- 
s,cherung verwandt werden muß. 

* Eine Option sieht die Kommission dar- 
n> nach einer Verbesserung der Lage auf 
eni Arbeitsmarkt den Beitragssatz bei 20 
r°zent festzusetzen und die sich daraus 
gebenden Überschüsse zum Aufbau ei- 
es Generationenfonds zu verwenden. Die- 
er Generationenfonds dient dazu, um auf 

. eni Höhepunkt der demographischen Be- 
ttung nach dem Jahr 2020 zur Mitfinan- 
■erung der Ausgaben und damit zur Stabi- 
^'erung des Beitragssatzes bei 20 Prozent 
pr das Jahr 2030 hinaus beizutragen. 
.'n solcher Generationenfonds zur Verste- 
gung des Beitragssatzes in der Rentenver- 

^eherung ist ein wesentlicher Beitrag zur 
Rechteren Verteilung der Beitragsbela- 

Ung zwischen den Generationen. 

Der Beitragssatz zur Rentenversiche- 
^g wird künftig nicht verändert, wenn 
le voraussichtliche Rücklage innerhalb 
nes Korridors von 1 bis 1 '/-> Monats- 

4Us§aben liegt. 

5. Familienkasse 

• Es wird eine Familienkasse eingerich- 
tet, in der kind- und familienbezogene 
Transfers, insbesondere Erziehungsgeld 
und Beiträge für Kindererziehungszeiten, 
gebündelt werden. Die Finanzierung 
erfolgt aus allgemeinen Steuermitteln. 

• Für Kindererziehungszeiten, für die in 
Zukunft Rentenansprüche begründet wer- 
den sollen, werden von der Familienkasse 
aktuelle, leistungsadäquate Beiträge zur 
Rentenversicherung und zu anderen 
Alterssicherungssystemen gezahlt. 
• Die Gleichwertigkeit von Erwerbstätig- 
keit und Erziehungsleistung erfordert die 
Anhebung der Bemessungsgrundlage für die 
Beiträge auf 100 Prozent des Durchschnitts- 
verdienstes aller Versicherten. Dieses Ziel 
kann auch stufenweise erreicht werden. 

• Bei einem Zusammentreffen von Kin- 
dererziehungszeiten mit anderen Beitrags- 
zeiten werden die Kindererziehungszeiten 
additiv zu den anderen Zeiten bis zur Bei- 
tragsbemessungsgrenze angerechnet. 
• Für Kindererziehungszeiten, für die 
bereits Ansprüche und Anwartschaften 
bestehen, verbleibt es hinsichtlich der 
Finanzierung bei der derzeitigen Regelung. 

6. Hinterbliebenenversorgung 

• Die Kommission ist der Auffassung, 
daß auf eine Hinterbliebenenversorgung 
durch die gesetzliche Rentenversicherung 
nicht verzichtet werden kann. 
• Sie hält das System der Hinterbliebe- 
nenversorgung in der Rentenversicherung 
jedoch für reformbedürftig. Die Reform 
muß den Veränderungen in der Arbeits- 
welt sowie der Einkommens- und Versor- 
gungssituation von Männern und Frauen 
Rechnung tragen. 
• Die Reform kann nur auf der Basis von 
detailliertem Datenmaterial vorbereitet 
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werden. Dieses Datenmaterial wird zur 
Zeit ermittelt und liegt voraussichtlich in 
der zweiten Hälfte des Jahres 1998 vor. 

7. Renten wegen verminder- 
ter Erwerbsfähigkeit 

# Die Kommission ist der Auffassung, 
daß die Invaliditätssicherung ein unver- 
zichtbares Element der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung ist. Sie lehnt daher eine 
Herausnahme der Absicherung des 
Risikos vorzeitiger Minderung der 
Erwerbsfähigkeit aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung ab. 
# Die Kommission hält es jedoch für er- 
forderlich, die Risiken der Invalidität und 
der Arbeitslosigkeit zu trennen und sach- 
gerecht der Rentenversicherung und der 
Arbeitslosenversicherung zuzuordnen. 
Bei der Beurteilung der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von Versicherten ist 
nicht mehr wie bisher auf den Gesund- 
heitszustand und auf die konkrete 
Situation auf dem Arbeitsmarkt abzustel- 
len (sog. konkrete Betrachtungsweise), 
sondern allein auf den Gesundheitszu- 
stand der Versicherten (sog. abstrakte 
Betrachtungsweise). 
# Die derzeitige Aufteilung der Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit in 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten 
wird durch eine Erwerbsminderungsrente 
ersetzt. 

8. Zur betrieblichen und 
privaten Altersvorsorge 

• Zur langfristigen Stärkung des Gesamt- 
systems der Alterssicherung ist ein deutli- 
cher und rascher Ausbau der kapitalfun- 
dierten Alters Vorsorge in den bestehenden 
Systemen der 2. und 3. Säule anzustreben. 
Die Möglichkeiten der betrieblichen und 

privaten Alters Vorsorge sind auch durch 
steuerliche Anreize zu verbessern. 
• Die Kommission hält es für erforder- 
lich, die Attraktivität der betrieblichen 
Altersversorgung durch Änderungen der 
arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen, 
z. B. bei den Unverfallbarkeitsvorausset- 
zungen und Anpassungsverpflichtungen, 
zu erhöhen. 
# Die staatliche Förderung der Vermö- 
gensbildung in Arbeitnehmerhand nach 
dem Vermögensbildungsgesetz ist auf den 
Bereich der Alters Vorsorge auszudehnen 
und auf Personen mit unterdurchschnitt- 
lichem Einkommen zu konzentrieren. 

9. Zur Besteuerung von 
Alterseinkommen 

Die Kommission spricht sich hinsichtlich 
der Besteuerung von Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung für eine 
Beibehaltung der Ertragsanteilsbesteue- 
rung und deren Anpassung an die gestie- 
gene Lebenserwartung aus. Die Beibeha'' 
tung der Ertragsanteilsbesteuerung, bei der 
ein späterer Rentenbeginn zu einer niedri' 
geren Steuerbemessungsgrundlage führt' 
fördert die Bereitschaft zu der notwendi- 
gen Verlängerung der Lebensarbeitszeit- 

10. Zur Angleichung der Renten 
in den neuen Ländern 

Der Angleichungsprozeß zwischen den 
Renten in den alten und neuen Ländern 
wird fortgesetzt. 

11. Koordinierung von Renten- 
versicherung und Sozialhil'e 

Die gesetzliche Rentenversicherung hat e 
folgreich Armut im Alter bekämpft. Nur 

i 
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ein sehr geringer Teil der Rentner ist heute 
^egen zu niedriger Rente auf ergänzende 
^°zialhilfe angewiesen. Deshalb ist ein 
abgehen von den Prinzipien der Lohn- 
Und Beitragsbezogenheit in der Rentenver- 
sicherung nicht erforderlich. 
Wünschenswert wäre allerdings eine bes- 
j>ere verwaltungsmäßige Koordinierung 
jler Rentenversicherung und der Sozialhil- 
e> ohne die jeweilige Finanzverantwor- 
Ung zu verändern. Es muß im Ergebnis er- 
ficht werden, daß alte Menschen nicht 
^egen zu niedriger Renten den Gang zum 
°zialamt antreten müssen. Mit diesem 
°rschlag wird zugleich ein wirksamer 
eitrag zur Zurückdrängung der sogenann- 

en verschämten Altersarmut geleistet. 

12. Transparenz in der 
Rentenversicherung 

Ie Auskünfte der Rentenversicherungs- 
^ger an die Versicherten über ihren 

ersicherungsverlauf werden zum Zwecke 
, °n mehr Transparenz und Verständlich- 
st verbessert. 

13. Zu Maßnahmen in anderen 
Alterssicherungssystemen 

^ Kommission hält es für notwendig, 
a" die in der gesetzlichen Renten- 
Sicherung zu treffenden Maßnahmen in 
'Sichern Zusammenhang gleichgerichte- 
ünd gleichgewichtige Maßnahmen in 

r. en ganz oder überwiegend öffentlich 
P anzierten Alterssicherungssystemen zur 
ol§e haben. 

Generalsekretär 
Peter Hintze: 
Schrille Töne 

„ Wenig erträglich empfinde ich einige 
schrille Töne, die eine mit Zähnen und 
Klauen kämpfende Lobby in diesen 
Tagen anschlägt. Wenn der Gesamtver- 
band der Deutschen Versicherungs- 
wirtschaft in ganzseitigen Anzeigen 
polemisch die Große Steuerreform 
angreift, dann erweist er der eigenen 
Sache einen Bärendienst. 

Auch in der Großen Steuerreform gilt: 
Die private Altersvorsorge über Le- 
bensversicherungen wird auch zukünf- 
tig begünstigt. In einer Zeit, in der im- 
mer größere Anteile des gesamten Ein- 
kommens aus Kapitalerträgen stam- 
men, wäre es aber in höchstem Maße 
sozial ungerecht, diese Einkünfte mit 
einem Steuersatz von Null Komma Null 
einseitig zu bevorzugen. Die zehnpro- 
zentige Abgeltungssteuer für die in Zu- 
kunft anfallenden Zinsgewinne ist mehr 
als maßvoll. Ich fordere die Deutsche 
Versicherungswirtschaft auf, zur sach- 
lichen Debatte zurückzukehren." 

• •* 

Auch der stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hans-Peter Repnik, hat die Anzeigen- 
kampagne der Lebensversicherer ent- 
schieden zurückgewiesen und bezeich- 
net deren Schlagworte als „vorgescho- 
ben", einzig und allein zu dem Zweck, 
„steuerliche Privilegien zu sichern". 

"isere • INTERNET • T-ONLINE • X400 
Bktronisch http://www. *CDU# c= de; a = dbp; 
fressen: 
-— 

cdu.de p = cdu; s = bund 
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Reform des öffentlichen 
Dienstrechts durchgesetzt 

Im Vermittlungsausschuß von Bundestag 
und Bundesrat ist am 29. Januar die Eini- 
gung über die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts gelungen. 

Bundesinnenminister Manfred 
Kanther: „Die Bundesregierung hat 
mit der Dienstrechtsnovelle etwas 
geschafft, was seit Jahrzehnten im 
öffentlichen Dienst nicht gelungen 
ist. Sie hat einen großen Ansatz zur 
Modernisierung des Dienstrechts auf 
den Weg gebracht." 

Das Gesetz zur Reform des öffentlichen 
Dienstrechts enthält im wesentlichen fol- 
gende Maßnahmen: 

1. Verstärkte Leistungsaspekte 
in der Besoldung 

• Neugestaltung der Gehaltstabellen 
In der Besoldungsordnung A ist der Stu- 
fenaufstieg künftig von der Leistung ab- 
hängig und nicht wie bisher vom Zeit- 
ablauf. 

• Leistungsprämien und 
Leistungszulagen 
Herausragende Leistungen können künftig 
durch ergänzende leistungsbezogene Ge- 
haltsbestandteile zeitnah honoriert wer- 
den. 

• Durch die Begrenzung der Empfänger- 
zahl auf 10 Prozent wird ein „Gieß- 
kanneneffekt" vermieden. 

2. Führungspositionen auf 
Probe/auf Zeit 

• Erprobungszeit in Führungspositionen 
Herausgehobene Funktionen, insbesonde- 

re mit Vorgesetzteneigenschaft, werden 
zunächst in einer besonderen Erprobungs- 
zeit von ein bis zwei Jahren vergeben. 

• Erprobung vor der Beförderung 
Voraussetzung jeder mit einem Dienstpo- 
stenwechsel verbundenen Beförderung ist 

künftig eine Erprobungszeit. 

# Führungsfunktionen auf Zeit 
Für die Länder wird die Möglichkeit ge- 
schaffen, in personell und zeitlich be- 
schränktem Umfang Führungsfunktionen 
auf Zeit zu vergeben. Nach spätestens 
zehn Jahren soll dem Beamten das Amt 
auf Dauer übertragen werden. 

3. Differenzierte Beurteilungen 

Im Beurteilungssystem wird der Konzen- 
tration auf Spitzennoten durch eine Vorgä' 
be von allgemeinen Richtwerten (Quote) 
entgegengewirkt. 

In Fällen wiederholt gerügter, nicht ausrß' 
chender Leistung ist ein förmliches DisZ'' 
plinarverfahren einzuleiten (Legalitäts- 
prinzip statt Opportunitätsprinzip). 

4. Durchlässigkeit der 
Laufbahnen 

Für den Verwendungsaufstieg vom ein' 
fachen Dienst in den mittleren Dienst 
wird auch eine Beförderung nach A 8 
(z. B. Hauptsekretär) und für den Ver- 
wendungsaufstieg vom mittleren Diens 

in den gehobenen Dienst auch eine Be' 
förderung nach A 12 (z. B. Amtsrat) 
eröffnet. 

J 
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5. Optimierung des 
Personaleinsatzes 

* Möglichkeit der zustimmungsfreien 
Ersetzung aus dienstlichen Gründen 
j*) auch bei Verlust von Stellenzulagen, 
°) in ein Amt einer anderen Laufbahn mit 
Verpflichtung zur Umschulung, 
^ in ein Amt mit geringerem 
^idgrundgehalt, 
a) zu einem anderen Dienstherrn. 

• Erweiterung der Abordnungs- 
^ögüchkeiten 
Abordnung zu einer nicht dem Amt ent- 
sprechenden - auch unterwertigen - Tätig- 
et ohne Zustimmung des Beamten für 
a,e Dauer von bis zu zwei Jahren; Verlän- 
gerung der zustimmungsfreien Abord- 
nUr"gszeit zu einem anderen Dienstherrn 
auf fünf Jahre. 

!■ Abordnung und Versetzung können so- 
0rt vollzogen werden; keine aufschieben- 

de Wirkung von Rechtsbehelfen. 

•Beamte privatisierter Behörden können 
°nne ihre Zustimmung den privaten Un- 
ernehmen der öffentlichen Hand zugewie- 

Sen werden. 

"• Förderung der Teilzeit- 
beschäftigung 

undesbeamte können (ohne weitere Vor- 
aussetzung) auf ihren Antrag hin Teilzeit- 
eschäftigung ohne zeitliche Begrenzung 
üsüben, soweit dienstliche Gründe nicht 
ntgegenstehen (voraussetzungslose An- 

jragsteilzeit). Den Ländern wird die Rege- 
n§ der Teilzeitbeschäftigung freigestellt. 

• Regionale und funktionale 
Flexibilität 

j, Flexibilisierung von Stellenobergrenzen 
a eXibilisierung und Lockerung der 
^ e"enobergrenzen insb. im Kommunal- 

re'ch und Einräumung neuer Gestal- 

tungsmöglichkeiten zur Erleichterung von 
Rationalisierungsmaßnahmen und Plan- 
stellenverlagerungen. 

• Stärkung der Länderkompetenzen 
Einstufung von Werkleitern und Sparkas- 
senvorständen sowie Freistellung beson- 
derer Funktionen in den Kommunen von 
den Stellenobergrenzen künftig durch die 
Länder. 

• Bedarfsorientierte Sonderzuschläge 
Sicherung der Funktions- und Wettbe- 
werbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes 
in konkreten Konkurrenzsituationen. 

8. Vermeidung vorzeitigen 
Ruhestandes 

• Heraufsetzung der allgemeinen 
Antragsaltersgrenze 
Die allgemeine Antragsaltersgrenze wird 
von 62 auf 63 Jahre angehoben. 

• Vorziehen des Versorgungsabschlages 
Bei Inanspruchnahme der allgemeinen 
Antragsaltersgrenze (gilt nicht für Dienst- 
unfähige und Schwerbehinderte) wird die 
Versorgung wegen der damit verbundenen 
längeren Laufzeit um bis zu 3,6 Prozent 
pro Jahr auf Dauer gemindert. Die stufen- 
weise Einführung des Versorgungsab- 
schlags wird vom 1.1. 2002 auf den 
1.1. 1998 vorgezogen. 

• Verstärkung des Grundsatzes 
„Rehabilitation vor Versorgung" 
Zur Vermeidung der Versetzung in den 
vorzeitigen Ruhestand wegen Dienst- 
unfähigkeit wird die zustimmungsfreie 
Versetzung in eine andere Laufbahn (mit 
Umschulungspflicht) ermöglicht. 

• Modifikation des Begriffs Polizei- 
dienstfähigkeit 
Die strengen Anforderungen der Polizei- 
dienstfähigkeit werden nur noch in den 
Fällen gestellt, in denen es für die wahrzu- 
nehmenden Aufgaben hierauf entschei- 
dend ankommt. 
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# Zentralisierung des Verfahrens 
Die Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit ist bei Bundesbeamten 
zukünftig nur noch im Einvernehmen mit 
der obersten Dienstbehörde möglich. 

9. Einschränkung bei der 
Versorgungsberechnung 

# Bei Frühpensionierungen wegen 
Dienstunfähigkeit wird die Versorgung nur 
aus der erreichten Dienstaltersstufe, nicht 
mehr fiktiv aus dem Endgrundgehalt be- 
rechnet (Ausnahme bei Dienstunfall). 

# Ausbildungs- und Zurechnungszeiten 
werden bei Teilzeitbeschäftigung und Be- 
urlaubung grundsätzlich nur noch entspre- 
chend dem Anteil der ermäßigten zur re- 
gelmäßigen Dienstzeit berücksichtigt. 
Ausnahme: keine Quotelung von Ausbil- 
dungszeiten bei Erziehungszeiten von 3 
Jahren für jedes Kind. 

# Kürzung der Zurechnungszeit bei 
Dienstunfähigkeit von zwei Dritteln auf 
ein Drittel. Der Zurechnungszeitraum 
(vom Eintritt in den Ruhestand bis zu 
Vollendung des 60. Lebensjahres) bleibt 
unverändert. 

# Begrenzung der Berücksichtigungs- 
fähigkeit von Ausbildungszeiten auf höch- 
stens drei Jahre. 

# Streichung des sog. Erhöhungsbetrages 
von 17,30 DM für Versorgungsempfänger. 

# Wegfall des Versorgungsanpassungszu- 
schlags für Versorgungsempfänger. 

10. Verbesserungen für Familien 
# Durch die Neugestaltung der Gehaltsta- 
belle steigt das Einkommen in den frühe- 
ren Berufsjahren rascher und stärker. 

# Der Ortszuschlag wird in einem Faniil'' 
enzuschlag umgestaltet; wie vom Bundes- 
verfassungsgericht 1990 verlangt, wird die 
Besoldung kinderreicher Beamtenfamilien 
verbessert. Der Bezahlungsbestandteil des 
Ortszuschlages, den alle erhalten, wird in 
die neue Grundgehaltstabelle eingebaut. 

# Bei familienpolitischer Teilzeitbeschäf- 
tigung ist auch eine Beschäftigung mit 
weniger als 50 Prozent der regelmäßigen 
Arbeitszeit möglich. 

# Die Möglichkeiten des Altersurlaubs 
werden ausgeweitet, indem auf das Erfor- 
dernis einer zwanzigjährigen Vollzeitbe- 
schäftigung verzichtet wird und die 
Höchstdauer des Urlaubs von 12 Jahren 
keine Anwendung findet, wenn dem Be- 
amten die Rückkehr in den Dienst nicht 
mehr zuzumuten ist. 

11. Bekämpfung der Korruption 
Künftig ist stets ein förmliches Diszipli- 
narverfahren einzuleiten, wenn der Ver- 
dacht eines Verstoßes gegen das Verbot 
der Annahme von Belohnungen und Ge- 
schenken nicht ausgeräumt werden kann- 

Paul Krüger: Rechtsklarheit 

Die Einigung zwischen Bund und neu- 
en Ländern zu den Kommunalen Alt- 
schulden war längst überfällig. Ent- 
scheidend für die Klärung der letzten 
noch offenen Fragen war die von der 
Bundesregierung gezeigte Flexibilität 
durch Übernahme eines weiteren An- 
teils von 35 Mio. DM pro Jahr. Die 

jetzt gefundene Lösung schafft endlich 
Rechtsklarheit für alle Beteiligten, 
ermöglicht eine gerechte Lastenvertei- 
lung und läßt die notwendige weitere 
Bundesfinanzierung für den Aufbau 
Ost unangetastet. Die von der Gruppe 
der ostdeutschen CDU-Bundestagsab- 
geordneten von Anfang verfochtene 
vermittelnde Linie hat sich damit in 
vollem Umfang durchgesetzt. 
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein 
vereinsrechtliches Ermittlungsverfahren gegen die 

Scientology-Organisation 
Einzuleiten. 

Antrag der Länder Bayern und Baden-Württemberg 
vom 17. Januar, daß der Bundesrat die folgende 
Entschließung fassen möge: 

c'entology ist eine profitorientierte Or- 
ganisation, die vortäuscht, eine Religi- 
°nsgemeinschaft zu sein, Mittel der Psy- 
homanipulation anwendet und im Ver- 

geht steht, mit Psychoterror und kri- 
minellen Methoden letztlich totalitäre 
Politische Ziele zu verfolgen. 
Jjs Festlegungen des Gründers der Scien- 
ology-Organisation und dem Selbstver- 
"ändnis der Organisation ergeben sich 
j^haltspunkte für Bestrebungen der Orga- 
,lsation, die gegen die freiheitliche demo- 

atische Grundordnung gerichtet sind. 
j5der einzelne ist als Kunde, Mitglied oder 
v
ritiker der Scientology-Organisation 
,elfältigen und gravierenden Gefahren 
Usgesetzt. Verbrauchern von Dienstlei- 

e
Ungen wie Psychotests, Kursen und der- 

j^ichen droht finanzielle Ausbeutung, 
■. rschuldung und Abhängigkeit. Darüber 
^naus besteht auch eine gesundheitliche 
^efährdung durch die mißbräuchliche An- 
^ndung von Psychotechniken. Mitglie- 
i\v- der Scientology-Organisation als Be- 
fähigten werden - wie aus Gerichtsver- 
j ^en bekannt ist - ihre Rechte aus dem 
patschen Arbeits- und Sozialversiche- 

ngsrecht vorenthalten. Kritiker werden 
1CM 

der Scientology-Organisation als „un- 
Qrückerische", „antisoziale" und gei- 

I skranke Personen bezeichnet, Kriminel- 
JJ gleichgestellt, verfolgt und bedroht. 

etahrdet ist auch die Wirtschaft durch 

Unterwanderungsbestrebungen der Orga- 
nisation. Die Anwendung der scientologi- 
schen Technologie in der Wirtschaft, ver- 
bunden mit dem Kontrollsystem und dem 
Absolutheitsanspruch, kann schweren 
Schaden in den Betrieben anrichten. 
Das Institut der Deutschen Wirtschaft hat 
die Gefahren scientologischer Betätigung 
in der Wirtschaft wie folgt zusammenge- 
faßt: „Psychische Deformation, bis zum 
Ruin verschuldete, erpreßbare Mitarbeiter, 
Wirtschaftsspionage und Veruntreuung, Il- 
loyalität, Begünstigung im Amt, Unlaute- 
rer Wettbewerb und Verstöße gegen die 
Verschwiegenheitspflicht." 
Die Länder sind sich vor diesem Hinter- 
grund einig, daß alle rechtlichen Möglch- 
keiten, dem Beherrschungsanspruch dieser 
weltweit operierenden Organisation entge- 
genzutreten, konsequent genutzt werden 
müssen. Sie tragen deshalb dafür Sorge, 
daß alle in ihre Zuständigkeit fallenden 
Maßnahmen ergriffen werden. Dement- 
sprechend wird nach Maßgabe des Be- 
schlusses der Ministerpräsidentenkonfe- 
renz vom 7. 3. 1996: 
• Scientology-Vereinen, die einen wirt- 

schaftlichen Geschäftsbetrieb darstel- 
len, die Rechtsfähigkeit entzogen, 

# die Forderung nach einer Gewerbean- 
meldung bei Tätigkeiten mit eindeutig 
wirtschaftlicher Ausrichtung umgesetzt 
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sowie die Möglichkeit einer Gewerbe- 
untersagung geprüft, 

• die Erfüllung der steuerlichen, sozial- 
versicherungsrechtlichen, arbeitsschutz- 
rechtlichen und gesundheitsschutzrecht- 
lichen Pflichten überprüft, 

• unzulässige Straßenwerbung unterbun- 
den, 

• jede Möglichkeit ausgeschöpft, die et- 
waige unerlaubte Ausübung der Heil- 
kunde, insbesondere im Zusammen- 
hang mit der Ausübung des „Autitings", 
strafrechtlich zu ahnden und sicher- 
heitsrechtlich zu unterbinden, sowie 

• ein breiter Informationsaustausch 
durchgeführt. 

Diese Haltung bekräftigten die Länder 
nochmals auf der Konferenz der Minister- 
präsidenten vom 23. bis 25. Oktober 1996 
in Erfurt. 
Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, die 
ein besonderes Vertrauensverhältnis vor- 
aussetzen, stellen die Länder im Rahmen 
des rechtlich Zulässigen sicher, daß durch 
geeignete Gestaltung des Vergabeverfah- 
rens und des Vertrages scientologischen 
Anbietern keine Möglichkeit zur Einfluß- 
nahme im Sinne der Technologie von L. 
Ron Hubbard gegeben wird. 
Der Staat muß sich auch selbst vor Scien- 
tology schützen. Die Zugehörigkeit zur 
Scientology-Organisation von Mitarbei- 
tern des öffentlichen Dienstes kann im 
Einzelfall zu Interessenkollisionen zwi- 
schen den dienstlichen Pflichten und den 
Verpflichtungen gegenüber der Scientolo- 
gy-Organisation führen. Daher ist auch im 
öffentlichen Dienst ein besonderes Augen- 
merk auf eine Unterwanderung durch die 
Scientology-Organisation zu richten. 

Veranstaltungen, bei denen Scientology- 
Angehörige mitwirken, wird im Rahmen 
des rechtlich zulässigen künftig jegliche 
staatliche Unterstützung und Förderung 
verweigert bzw. entzogen, falls die Mit- 

wirkung erst nachträglich bekannt wird. 
Mit diesen ordnungsrechtlichcen Maßnah- 
men allein kann den von Scientology aus- 
gehenden Gefahren jedoch nicht hinrei- 
chend begegnet werden. Vielmehr bedarf 
es dazu, wie auch auf den Ministerpräsi- 
dentenkonferenzen vom 7. 3. 1996 und 
vom 23. bis 25. Oktober 1996 festgestellt 
wurde, weitergehender Schritte. 
In einem vereinsrechtlichen Ermittlungsver- 
fahren kann dem Verdacht, daß u. a. Zweck 
und Tätigkeit von Scientology den Strafge' 
setzen zuwiderlaufen, systematisch und urt1' 
fassend nachgegangen werden. Erst in ei- 
nem solchen Verfahren, in dem der Bundes- 
minister des Innern als zuständige Verbots- 
behörde eine Art staatsanwaltschaftlicher 
Ermittlungsbefugnisse besitzt und jede 
Bundes- und Landesbehörde um Amtshilte 
bitten kann, wird sich die Zusammenarbeit 
aller beteiligten Behörden einschließlich der 
Finanzbehörden effektiv gestalten. Das ver- 
einsrechtliche Ermittlungsverfahren ist da- 
mit ein besonders geeignetes Mittel, der Be- 
drohung durch Scientology zu begegnen. £ 
erlaubt die umfassende Aufarbeitung und 
Prüfung der Vorwürfe und schafft gleichze'' 
tig die Voraussetzungen für ein Verbot, fa'1* 
dies nach dem Ermittlungsergebnis in Be- 
tracht kommt. 
Wegen der weltweiten Verflechtung der 
Organisation, ihrer zentralen Steuerung 
und der aus anderen Ländern bekanntge' 
wordenen Straftaten ist es zweckmäßig' 
das Thema Scientology auch auf interna- 
tionaler Ebene zu diskutieren, Erfahrun- 
gen auszutauschen und zu gemeinsamer1 

Gegenmaßnahmen zu gelangen. 
Das Beispiel Scientology zeigt auch die 
Gefahren, denen Bürgerinnen und Bürge 

bei ihrem Streben ausgesetzt sind, eiSe.nL 
Fähigkeiten zu verbessern und persönl»c 

Selbstverwirklichung durch Psycho-Tec»1 

niken zu erreichen. Um den Verbraucher 
vor der mißbräuchlichen Anwendung v0 

Techniken zu schützen, mit denen Be- 

J 
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Jürgen Rüttgers will Chemiestudium 
mit Wirtschaft abstimmen 

Angesichts von 4.000 arbeitslosen 
diplomierten Chemikern soll das 
Chemiestudium in Deutschland bes- 
ser auf die Anforderungen der Wirt- 
schaft zugeschnitten werden. 
Bundesbildungsminister Jürgen Rütt- 
gers und Vertreter der chemischen Indu- 
strie haben sich in Bonn auf einen „Ak- 
tionsplan für die Sicherung des Chemie- 
standorts Deutschland" verständigt. 
Darin heißt es, Bund, Länder und 
Hochschulen müßten bei der Erarbei- 
tung neuer Studien- und Prüfungsord- 

nungen sowie der Einrichtung neuer 
Modellstudiengänge zusammenarbei- 
ten. Die Unternehmen und Verbände 
der Chemie erklären sich im Gegen- 
zug bereit, „diesen Prozeß nach besten 
Kräften zu unterstützen". 

So soll der Wettbewerb zwischen den 
Hochschulen verbessert werden. 
Außerdem kündigte Rüttgers an, er 
werde in den nächsten Jahren 30 Mil- 
lionen DM an Fördermitteln für „inter- 
national ausgerichtete Studiengänge" 
bereitstellen. 

7*ßtsein, Psyche und Persönlichkeit ma- 
'Puliert werden können, wird daher eine 

psetzliche Regelung der gewerblichen 
J-ebensbewältigungshilfe für dringend er- 
r°rderlich gehalten. 

>e Bundesregierung wird daher aufgefor- 
aert, 

• ein vereinsrechtliches Ermittlungsver- 
ahren gegen die Scientology-Organisati- 

°n einzuleiten, 

• das Thema Scientology auch auf eu- 
°Päischen Fachministerkonferenzen und 
^internationaler Ebene aufzugreifen, 
• die Arbeiten an verbesserten Regelun- 

*en für den Bereich der gewerblichen Le- 
ensbewältigungshilfe zügig voranzutrei- 

^' bei der Vergabe von Aufträgen durch 
'enststellen der bundeseigenen Verwal- 
n8 oder durch bundesunmittelbare Kör- 

Jjrschaften oder Anstalten des öffentli- 
^ en Rechts in Bereichen, die ein beson- 
j res Vertrauensverhältnis voraussetzen, 
s- Nahmen des rechtlich Zulässigen 
^herzustellen, daß durch geeignete 
v staltung des Vergabeverfahrens und des 
^ .träges scientologischen Anbietern 

'ne Möglichkeit zur Einflußnahme im 

Personalie 
Hans-Gert Pöttering ist mit der höch- 
sten Stimmenzahl (144 von 161) aller 
8 Kandidaten zum Stellvertretenden 
Vorsitzenden der Fraktion der Eu- 
ropäischen Volkspartei - Christlich 
Demokratische Fraktion - im Europäi- 
schen Parlament wiedergewählt wor- 
den. Pöttering vertritt damit weiterhin 
die 47 CDU/CSU-Europaabgeordne- 
ten im Präsidium der EVP-Fraktion. 
Folgende Aufgaben sind ihm übertra- 
gen: Vorsitz der Arbeitsgruppen „Re- 
gierungskonferenz 1996/97" und „Er- 
weiterung der Europäischen Union", 
Vorbereitung von Studientagen und 
Kolloquien sowie Innere Verwaltung 
der Fraktion (Personal). 

Sinn der Technologie von L. Ron Hubbard 
gegeben wird, sowie 

5. im Hinblick auf ein koordiniertes Vor- 
gehen die bereits von den Ländern ergrif- 
fenen Maßnahmen im Bereich der Bun- 
desverwaltung - soweit dies rechtlich in 
Frage kommt - ebenfalls umzusetzen.    ■ 
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Vor dem Start: 
Zentrale Mitglieder-Datei (ZMD) 

Mitte diesen Jahres wird - wie mehr- 
fach angekündigt - die neue Zentra- 
le Mitglieder-Datei (ZMD) auf Bundes-, 
Landes- und Kreisverbandsebene 
eingeführt. 
Bei der gesamten Planung und Durch- 
führung steht die enge Zusammenarbeit 
mit den verschiedenen Parteigliederun- 
gen an erster Stelle. Die Umstellung 
kann nur gelingen, wenn alle Betroffe- 
nen von dem Projekt überzeugt sind und 
es mittragen. Die wichtigsten Vorteile 
der Zentralen Mitglieder-Datei sind: 

• Zentrale Mitgliedsnummer 
Jedes Mitglied wird nur einmal erfaßt 
und erhält eine neunstellige Mitglieds- 
nummer, die für alle Gliederungen gilt 
(z. B. bei CDU, JU und CDA). Alle Mit- 
glieder einschließlich der Vereinigungs- 
mitglieder sind über einen Suchlauf zu 
finden. 
Die bisherige Möglichkeit der mehrfa- 
chen CDU- oder Vereinigungsmitglied- 
schaft in verschiedenen Kreisverbänden 
unter verschiedenen Mitgliedsnummern 
wird künftig nicht mehr möglich sein 
(Beispiel: ein MdB wird in den drei Kreis- 
verbänden seines Wahlkreises jeweils 
als CDU-Mitglied geführt). 

• Datenpflege von CDU 
und Vereinigungen in der 
Kreisgeschäftsstelle 
Alle Mitgliederdaten werden im Kreisver- 
band erfaßt und dort betreut. Diesem 
Prinzip ordnen sich die Vereinigungen 
unter. Ausnahme: CDA, Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung. 

Diese Vereinigungsdaten werden bei 
gleichzeitiger CDU-Mitgliedschaft dem 
Kreisverband auf Wunsch kostenfrei p©r 

DFÜ zum Abgleich zur Verfügung ge- 
stellt. 
Bislang werden Vereinigungsdaten viel- 
fach ehrenamtlich bearbeitet und sind 
nicht auf dem neuesten Stand. 

• Jede Parteiebene ist für die 
Pflege ihrer Mandats- und 
Funktionsträgerschlüssel 
zuständig 
Die Datenpflege der Funktions- und 
Mandatsträgerschlüssel durch die 
Parteiebenen (Bund, Land, Bezirk, 
Kreis) führt zu aktuelleren Datenergeb- 
nissen bei Auswertungen und Mailing- 
aktionen. 
Bislang bearbeitete ein Kreisverband für 

seine Mitglieder die Funktions- und 
Mandatsträgerschlüssel auf allen Ebe- 
nen. Dies führt in der Praxis häufig zu 
mangelnder Aktualität. 

• Mehrfach Adressen- 
speicherung je Mitglied 
Es können je Mitgliedschaft zwei Adres- 
sen (Heimat/Dienstanschrift) verwalte* 
werden. Eine automatische Adreßüber- 
nahme wird angeboten. 

• Memotabelle 
Die bisherigen begrenzten CDU-Karte1' 
kartentexte werden durch eine allgemel 

ne s.g. Memotabelle ersetzt. Damit 
kann pro Mitglied beliebig viel Text 
gespeichert werden. 
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• Organisations-Handbuch 
Ausgewählte Datengruppen werden für 
aie automatische Erstellung und Fort- 
schreibung des Organisations-Handbu- 
jjnes genutzt (Hinweis: derzeit wird das 
^ganisations-Handbuch über KomSys 
aen Gliederungen per DFÜ zur Verfü- 
gung gestellt). 

• Historiendatei & . 
°ei Einführung der neuen ZMD werden 
ei Löschungen von Funktionen und 

Jj^ndaten diese in einer s. g. Historien- 
j^tei separat und zentral gespeichert, 

"ese Mitgliedsdaten können von den 
^"eisverbänden bei Bedarf abgerufen 
l erden. Mitgliedslöschungen werden 
aiJt Datenschutzgesetz 10 Jahre 
^speichert und dann aus der Datei 
6r>tfernt. 

• Berufsschlüssel 
'e Kreisverbände erhalten programm- 
chnisch eine Grobeinteilung des amtli- 

nen Berufsschlüssels (Hierarchie) zur 
Fügung gestellt. Dieser Schlüssel be- 
lßht aus vier Hierarchieebenen, die als 
Uswahl zur Verfügung stehen. 

• DFÜ-Verfahren 
Werden immer alle Daten eines Mit- 

9Üeds - 
sen 

s - optional bei Zielgruppenadres- 
- vom Kreisverband zur Bundesge- 

chäftsstelle übertragen. 
®u ist die Rückübertragung (Bestäti- 

le
Un9 etc.) von der Bundesgeschäftsstel- 

^ ar> die Kreisverbände, die immer alle 
sten des Mitglieds enthält. Dies führt 
^allgemeinen Arbeitserleichterung 

yd zur Vermeidung von Fehlern bei der 
Q 0rdnung der Mitgliedsnummer, 
jj^urch ist der permanente Abgleich 
*.r Datenbestände vor Ort und in der 
J10 gewährleistet. Diese Verarbeitung 
u ordert den KomSys-Anschluß des 

6|sverbandes. 

Analog gilt dies für die Übertragungen 
an die Landesverbände, Bezirksver- 
bände und Vereinigungen bzw. von die- 
sen an die Bundesgeschäftsstelle. 

• Anwenderfreundliche 
Windows 95-Oberfläche 
Das neue ZMD-Programm wird eine 
Windows 95-Anwendung sein. So wer- 
den die Masken aus logisch verknüpften 
Fenstern bestehen, bei denen die vorge- 
gebenen Auswahlmöglichkeiten eine 
schnelle Bearbeitung ermöglichen. 
Mit diesen Punkten sind die wichtigsten 
Vorteile der neuen Zentralen Mitglieder- 
Datei beschrieben. Diese Vorteile lassen 
sich aber in manchen Geschäftsstellen 
nicht mit der vorhandenen Hardware er- 
reichen. Zudem erfordert die Umstellung 
auf die ZMD die einheitliche Nutzung 
der Betriebssysteme Windows 95 oder 
Windows NT. Im Dezember 1996 sind 
die Landesgeschäftsführer über diese 
neuen notwendigen Betriebssysteme 
unterrichtet und gebeten worden, diese 
Information an die Kreisgeschäftsstellen 
zur Etatplanung 1997 weiterzugeben. 
Es ist klar, daß die neue ZMD vor Be- 
ginn des Wahlkampfjahres 1998 bei den 
Kreisverbänden voll einsatzbereit sein 
muß. Um eine möglichst rasche Umstel- 
lung auf das neue System sicherzustel- 
len, ist es notwendig, daß bereits im 
Vorfeld der Einführung eine möglichst 
hohe Akzeptanz bei allen Beteiligten 
besteht. 

Die Abteilung Parteiorganisation in 
der Bundesgeschäftsstelle führt 
daher in Zusammenarbeit mit der 
UBG von Mitte Februar bis Mitte 
April diesen Jahres in allen Lan- 
desverbänden für alle unmittelbar 
Beteiligten Informationstagungen 
durch. 

Auf diesen Tagungen wird über die Mög- 
lichkeiten und Vorteile der ZMD infor- 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

„Was Sie von uns denken, ist uns 
nicht egal." So der Titel einer vom 
Deutschen Bundestag herausgege- 
benen Broschüre. Ähnlich verhält es 
sich mit der Deutschen Welle und 
der Konrad-Adenauer-Stiftung: Bei- 
den ist nicht gleichgültig, was man 
im Ausland von der Bundesrepublik 
Deutschland hält. Die nächste Ko- 
operationsveranstaltung hat daher 
Deutschlandbilder im Ausland zum 
Gegenstand, darüber hinaus Ent- 
wicklungen und Projekte, die zur 
Imagebildung beitragen können. 

TerminAThema/Schwerpunkte: 

Veranstaltung Nr. 61 

Deutschland in der Vorstellung 
anderer - Zum Image der Bundes- 
republik im Ausland 

Eichholzer Forum 

(in Zusammenarbeit mit der Deut- 
schen Welle) 

9. bis 11. März 1997 

Hauptthemen: 

• Berlin - Hauptstadt mit Perspekti- 
ven (Ref.: Dr. Hagen Eyink, BMBau, 
und Dr. Volker Hassemer, Partner für 
Berlin GmbH) 

• EXPO 2000 

(Referent: Dr. Norman van Scher- 
penberg, Weltausstellung „EXPO 
2000") 

• Europäische Kulturstadt Weimar 
'99 (Referent: Bernd Kauffmann, 
Generalbeaufragter und Intendant 
der Kulturstadt GmbH) 

• 50 Jahre Bundesrepublik 
Deutschland - Projekte (Referent: 
Dr. Gerhard Köhler, Kulturabteilung 
des BMI) 

• „Mitteilungen" im neuen 
Medienzeitalter (Referent: Dieter 
Weirich, Intendant der Deutschen 
Welle) 

• „Deutschland und seine Nach- 
barn"- Eine Ausstellungsreihe (Re- 
ferent: Prof. Dr. Hermann Schäfer, 
Direktor des Hauses der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland) 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum Schloß Eichholz 
Postfach 13 31 
50387 Wesseling 
Fax (022 36) 707-413 

miert; zugleich werden die technischen 
Voraussetzungen erläutert. Jeder Lan- 
des- und Kreisgeschäftsführer sollte an 
einer dieser Tagungen teilnehmen. Nach 
der Installierung der ZMD werden die 
entsprechenden Schulungen durchge- 
führt. 

Vor der eigentlichen Einführung der 
ZMD ab Sommer 1997 wird im zweiten 
Quartal diesen Jahres in ausgewählten 

Kreisverbänden eine Programmtestpr19 

se durchgeführt. 
Damit die neue ZMD von Anfang an vol 
Leistung erbringen kann, ist die enga9'^r 

te Mitarbeit aller Beteiligten gerade in d 

Anfangsphase erforderlich. Die neue 
ZMD trägt mit dazu bei, daß die CDU °e 

Herausforderungen des Wahlkampfe5 

1998 technisch und organisatorisch guI^ 
gerüstet entgegentreten kann. 
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Bernd Neumann lud zum Neujahrsempfang ein 

Zu einem konsequenten Sparkurs 
gibt es keine Alternative 
^eit über 3.100 Gäste waren der Ein- 
^dung des Landeschefs Staatssekretär 
[Jernd Neumann zum traditionellen 
Neujahrsempfang des CDU-Landes- 
Ve»"bandes Bremen gefolgt. Das gesell- 
schaftliche Großereignis zum Jahres- 
beginn ist der größte Neujahrsempfang 
öer CDU in Deutschland. 
b 
°ernd Neumann hatte als Hauptredner den 
Iberischen Ministerpräsidenten Edmund 

loiber gewinnen können. In seiner 
°egrüßung machte der CDU-Landeschef 
^rauf aufmerksam, daß die Große Koali- 
'°n in Bremen ein schweres Erbe angetre- 
ei habe. 1997 müßte zur Sanierung des 
Uandeshaushaltes weiter eisern gespart 
. erden. Zudem gelte es weiterhin, die 
^'nterlassenschaften der Vetternwirtschaft 
^s der Zeit der Ampelkoalition bzw. 
j^D-Alleinregierung zu bewältigen. 

ürgermeister Ulrich Nölle unterstrich in 
e'nem Grußwort ebenfalls, daß es keine 
'ternative zu einem konsequenten 
Parkurs geben würde. 
er Gast riß in seiner kämpferischen Rede 

s
e'ie über 3.100 Zuhörer mit, seine politi- 

2 he Grundsatzrede stieß auf große 
Stimmung. „Wir müssen mutig die 

^Wendigen Reformen angehen und da- 
te 1

tf
treng auf den sozialen Konsens ach- 

: n'\ führte Edmund Stoiber aus. Das 
(j *'ge Gemeinwesen könne nur überle- 
^ n' wenn die erforderlichen Reformen 
jj d der erforderliche Umbau konsequent 
s 

rchgeführt würden. Dies sei die Voraus- 
l?ung dafür, daß der Staat die Werteord- 

k.ng stabilisieren und dem Bürger Sicher- 
f,11 geben könne. Zu den zentralen 

ernen, die die aktuelle Diskussion zur 

Zeit bestimmen, meinte er, daß ein ande- 
res Ethos der Arbeit entwickelt werden 
müsse, um die hohe Zahl von Arbeitslosen 
zu senken. Kritisch ging er jedoch auch 
mit dem Anspruchsdenken der Bevölke- 
rung um. So rief er seinen Zuhörern zu: 
„Die Deutschen verstehen sich als Lei- 
stungsgesellschaft, weil sie sich mehr lei- 
sten, als sie sich leisten können!" 
Im Zusammenhang mit der Drogenpolitik 
warnte er vor einer Freigabe von Drogen. 
Dies wäre eine „Zersetzung unserer Ge- 
sellschaft. Das darf man nicht zulassen." 
Doch auch die Bremer SPD blieb von den 
Ausführungen von Edmund Stoiber nicht 
verschont. Er machte deutlich, daß die 
Bremer Bürger heute für die Politik der 
SPD in den vergangenen 20 Jahren zahlen 
müßten. Damit spielte er auf die Finanzsi- 
tuation des Zwei-Städte-Staates an. Sozia- 
listische Träume hätten die Bremer Genos- 
sen in den 70er und 80er Jahren verwirkli- 
chen wollen und sie hätten darüber den 
dringend erforderlichen Strukturwandel 
verschlafen. Er zeigte sich jedoch über- 
zeugt, daß Bremen auf einem guten Wege 
sei. 

Termin 
Aus Versehen ist in UiD 2/1997, auf 
Seite 12, ein Termin der Schulungen 
für hauptamtliche Mitarbeiter/innen 
1997 vergessen worden: 
Vom 11. bis 14. Mai 1997 findet ein 
Aufbauseminar für Mitarbeiter/innen 
aus den Landes- und Kreisverbän- 
den in Wesseling statt. 
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Besteil-Nr.: 6101 
Verpackungseinheit: 
10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 
10-DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

Jetzt preiswerter! 

• 100.000 
Gespräche 
(veränderte 
Neuauflage) 

Unter dem Motto 
„Politik gestaltet 
Zukunft - Gestal- 
ten Sie mit" hat die 
CDU die Mitglie- 
derwerbeoffensive 
„100.000 Ge- 
spräche" gestar- 
tet. Ziel der Akti- 
on ist es, die 
Bürgerinnen 
und Bürger in 
Gesprächen 
von der Mit- 
gliedschaft in 
der CDU zu 
überzeugen- 
Der neue 
Leitfaden 
„100.000 Ge- 
spräche" so' 
Ihnen nicht 
nur helfen- 
Freunde 
und Sym- 
pathisan- 
ten für die 
Arbeit in 
der CDU- 
sondern 

auch für eine M* 
gliedschaft in der CDU zu ge' 
winnen. 

Der erfolgsorientierte Aufbau 

sowie die übersichtliche Ge- 
staltung lassen die Vorberei- 
tung Ihrer Aktionen zur Mitg" 
derwerbung besonders ein- 
fach werden. 

CDU 
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Faltblatt: Politik gestaltet 
Zukunft - Gestalten Sie mit 

p\ie CDU-Mitgliederwerbeaktion 
^„100.000 Gespräche" läuft auf Hoch- 
'°uren, und viele CDU-Verbände haben 
°ereits auf das Schulungsangebot der 
ölJndesgeschäftsstelle zurückgegriffen. 

J^nmehr hat die CDU-Bundesge- 
^häftsstelle ihr Materialangebot für die 
Jktion „100.000 Gespräche" ergänzt. Mit 
^em sechsseitigen Rahmenfaltblatt kann 

lQh jeder Verband auf drei Seiten indivi- 
auell vorstellen. Die von den Verbänden 
^gesetzten Dialogpartner, die das Ge- 
fach mit potentiellen Mitgliedern 
uhren, verfügen mit dem Faltblatt über 

e'ne individuelle Visitenkarte ihrer CDU. 

Aktion 
100.000 Gespräche 

^ber auch über die Aktion „100.000 Ge- 
fache" hinaus läßt sich dieses Falt- 
Ptt hervorragend z. B. bei Veranstal- 
ten und Straßenaktionen einsetzen. 

'e Außenseiten dieses Faltblattes sind 
farbig von der CDU-Bundesge- 

I näftsstelle gestaltet und vorgedruckt. 
- 'nnenteil haben Funktions- und Man- 
jjsträger der Verbände die Möglichkeit, 
J7 mit Foto, Anschrift und Text Vorzü- 
gen. 

P» CDU-Bundesgeschäftsstelle über- 
^Tit für Sie das Layout Ihrer Innensei- 
i und die Drucküberwachung. Dazu 

nötigen wir von Ihnen: 

1 maximal 7 s/w Fotos 

Textmenge entsprechend dem Layout 

Adressenliste 

Texte auf Diskette (Winword 2.0/6.0) 

Das Faltblatt ist zu folgenden Preisen 
erhältlich: 

bei 1.000 Expl.: 278 - DM/je 1.000 Expl. 

bei 2.000 Expl.: 206,- DM/je 1.000 Expl. 

bei 3.000 Expl.: 182,-DM/je 1.000 Expl. 

weitere 1.000 Expl.: 134- DM 

(Alle Preise jeweils inkl. Versand, 
zzgl. MwSt.). 

Dieses Faltblatt können Sie bei Herrn 
Geiser, CDU-Bundesgeschäftsstelle, Ab- 
teilung Öffentlichkeitsarbeit, Friedrich- 
Ebert-Allee 73-75, 53113 Bonn bestel- 
len. Sollten Sie zu Gestaltung oder In- 
halt des Rahmenflugblattes Fragen ha- 
ben, rufen Sie uns bitte an: 

Telefon (0228) 544-379. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Alle Schlüsselanhänger 

jetzt zum „Aktionspreis4 

Bestell-Nr.: 19455 (EUROPA) 
Verpackungseinheit: 500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 225,00 DM 
Bestell-Nr.: 19961 (bunt sortiert) 
Verpackungseinheit: 500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 225,00 DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 
Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
(*Bei Bestellungen bis zu einem Warenwert 
von 50 DM wird eine Versandkosten- 
pauschale in Höhe von 5 DM erhoben.) 
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